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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Banken

Die Nationalbank, welche bereits anfangs der 80er Jahre einen Bericht Uber den
Goldhandel wahrend des 2. Weltkriegs hatte erstellen und publizieren lassen, begrisste
die Einsetzung der Historikerkommission durch das Parlament. SNB-Préasident Roth
ausserte die Meinung, dass die damalige Bankleitung beim Ankauf von deutschem Gold
zumindest naiv gutglaubig gehandelt habe, als sie der Zusicherung der deutschen
Behorden glaubte, dass es sich nicht um bei anderen Nationalbanken geraubtes und mit
einem neuen Pragestempel versehenes Gold handle. Den Gewinn, welchen die
Nationalbank mit dem Kauf und Verkauf von deutschem Gold sowie der Verschiebung
von Gold zwischen den bei ihr bestehenden Depots Deutschlands und anderer Staaten
gemacht habe, bezifferte er auf rund CHF 20 Mio. Nach Angaben der Nationalbank
befinden sich heute in ihren Tresoren keine Goldbestande mit Pragungen der
deutschen Reichsbank mehr. Auch auf diese Aussagen reagierte der WJC sofort und
behauptete, dass sich der Gewinn der Nationalbank auf mehr als USD 3 Mia. belaufen
musse.

Grundsatzlich gilt es, in der Diskussion drei Arten von Vermégenswerten
auseinanderzuhalten: Die von Deutschland in den eroberten Staaten (insbesondere
Belgien und Holland) beschlagnahmten Goldreserven der Nationalbanken (sogenanntes
Raubgold), die von Deutschland oder den nationalsozialistischen Organisationen
geraubten oder unter Zwang angeeigneten Vermogenswerte der Opfer des Holocaust
(Raubgut) und die bei den Banken deponierten Guthaben von Holocaust-Opfern
(nachrichtenlose Konten).

Anfangs Dezember fand in London eine internationale Konferenz zum Goldhandel
wahrend des Zweiten Weltkriegs statt. Dabei wurden die bisher unternommenen
Anstrengungen der Schweiz zur Aufklarung und Wiedergutmachung auch vom
amerikanischen Unterstaatssekretédr Eizenstat gewurdigt. Im Vorfeld dieser Konferenz
erklarte der Bundesrat mehrmals, dass flr ihn eine Neuaushandlung des Washingtoner
Abkommens von 1946 nicht in Frage komme. ?

Anfang Juli beschloss die Kommission, eine erste Tranche von CHF 17 Mio. fur
bediirftige Holocaust-Uberlebende und ihre Nachkommen in Osteuropa freizugeben.
Nachdem die judischen Organisationen eine provisorische Liste mit den Namen von
28'000 beddrftigen Holocaust-Opfern aus Osteuropa eingereicht hatten, konnten die
ersten Auszahlungen am 18. November in Riga (Lettland) vorgenommen werden. Vier
Personen erhielten je einen Check tber USD 400, weitere USD 600 soll diesen betagten
Uberlebenden des Holocaust, die bisher vergeblich fiir die Ausrichtung einer Rente
durch Deutschland gekampft hatten, spater ausbezahlt werden. Im Dezember erhielten
auch die ersten nichtjidischen Uberlebenden aus deutschen Konzentrationslagern
Geld aus dem Fonds. Es handelte sich dabei um Albaner, die aus politischen Grinden
von den Nazis verfolgt und von Deutschland bisher ebenfalls nicht entschadigt worden
waren. *

Ende Mai veroffentlichte die Kommission Bergier einen Zwischenbericht zum
Goldhandel der Schweiz wahrend des Zweiten Weltkriegs. Er bestatigte die wichtige
Rolle der Schweizerischen Nationalbank bei den Goldverkaufen Deutschlands, brachte
aber keine aufsehenerregenden neuen Erkenntnisse. Eine Prazisierung brachte der
Bericht in bezug auf den Umfang der von der Deutschen Reichsbank gekauften
Goldbarren, die nachweislich, aber ohne dass die SNB dies damals erkennen konnte,
von Opfern des Holocaust stammten. Deren Wert betrug gemass den Erkenntnissen der
Bergier-Kommission CHF 582'000. Dieser Zwischenbericht bestatigte allerdings die
judischen Organisationen, aber auch US-Unterstaatssekretar Eizenstat in ihrer Haltung,
dass sich die SNB an der Globallésung der Banken beteiligen misse. Ende Juni reichten
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amerikanische Anwélte, welche bereits Sammelklagen gegen die Schweizer
Grossbanken eingereicht hatten, beim Bundesbezirksgericht in Washington zudem
auch eine solche gegen die Schweizerische Nationalbank ein. Die Nationalbank
ihrerseits stritt die im Bericht erwahnten Handlungen nicht ab, kritisierte jedoch die
Bergier-Kommission, weil sie es unterlassen habe, neben der historischen und
politischen Analyse auch eine ékonomische vorzunehmen. Diese hatte unter anderem
berlicksichtigen missen, dass der Spielraum der damaligen SNB-Leitung auch durch die
Blockierung ihrer Guthaben in den USA eingeengt worden sei. *

Die sich haufende Kritik von auslandischen Regierungen an der fehlenden
Auskunftspflicht der Banken gewisser Staaten, und darunter vor allem der Schweiz, bei
Steuerhinterziehung fuhrte in der Schweiz zu Gegenreaktionen. Nachdem sich
Geheimdienstorgane  Deutschlands auf illegale Weise Kundenlisten einer
liechtensteinischen Bank beschafft hatten, reichten die SVP und die CVP je eine Motion
fur die Verschérfung der Strafbestimmungen bei Verletzung des schweizerischen
Bankgeheimnisses ein. Auf Empfehlung des Bundesrates lehnte der Nationalrat diese
Vorstésse mit 117 zu 56 resp. 95 zu 88 Stimmen ab. Die deutsche Bundeskanzlerin
Merkel und ihr Finanzminister Steinbrick kindigten an, dass Deutschland das Ziel
verfolge, bei Steuerhinterziehung von der Schweiz und anderen Staaten resp. ihren
Banken volle Informationen einzufordern. An einem Kongress von Finanzministern aus
einem Teil der OECD-Staaten wiederholte Steinbrick seine Angriffe auf die Schweiz als
.Steuerparadies™ und ,Hort fiir Steuerhinterziehung™. °

2012 war nicht nur der Steuerstreit mit den USA ein wichtiges Thema, sondern auch
jener mit Deutschland. Das bereits 2011 unterzeichnete Abgeltungssteuerabkommen
mit Deutschland wurde 2012 nachverhandelt und vom Parlament angenommen (Entwurf
1. In seiner urspringlichen Form sah das Abkommen vor, dass auf in der Schweiz
lagernden Schwarzgeldern aus Deutschland eine Abgeltungssteuer von 19 bis 34%
erhoben werden sollte, sofern die betroffenen Kunden einer Offenlegung ihrer
Bankbeziehungen gegentber den deutschen Steuerbehdrden nicht zustimmten.
Bundesratin Widmer-Schlumpf sah in dieser Abgeltungssteuer ein probates Mittel, um
den legitimen Steuerinteressen Deutschlands gerecht zu werden, ohne das Schweizer
Bankgeheimnis zu verletzen. Noch bevor das Abkommen zur Ratifikation ins
eidgendssische Parlament kam, wurden jedoch Nachverhandlungen angestrengt, weil
die deutsche Opposition drohte, den Vertrag in der Landerkammer scheitern zu lassen.
Die Nachverhandlungen erhdéhten unter anderem die Spanne der zu zahlenden
Abgeltungssteuer auf 21 bis 41% und unterstellten nicht offengelegte Erbschaften einer
Abgeltungssteuer von 50%. Die SVP kritisierte diese Steuersatze als prohibitiv hoch. Sie
argumentierte, dass diese einer faktischen Offenlegungspflicht gleichkdmen und somit
das Bankgeheimnis vollstandig aushebelten. Auch Teile der SP dusserten sich skeptisch,
weil sie das international aufkommende  Prinzip des  automatischen
Informationsaustauschs bevorzugten. Das Abkommen passierte dennoch relativ klar mit
36 zu 4 Stimmen in Standerat und mit 109 zu 76 Stimmen im Nationalrat. Weil die
sozialdemokratische Opposition im deutschen Bundesrat (Ldnderkammer) das
Abkommen im November ablehnte, wurde der Vertrag hinféllig. ¢

Der internationale Druck auf das Schweizer Bankgeheimnis hatte sich seit 2010 auch in
Form von Datenkdufen auslandischer Steuerbehdrden manifestiert. Dabei hatte
Deutschland zwischen 2010 und 2012 mindestens sechs Datentréager mit Angaben zu
deutschen (Schwarzgeld-)Kunden erworben. In der Schweiz wurden diese illegalen
Praktiken vor allem von burgerlicher Seite als einem Rechtsstaat unwirdig eingestuft.
Deshalb versuchte sie, die Verwendung, Weitergabe und Publikation von
Bankkundendaten (Datenhehlerei) hérter zu bestrafen. Eine Motion aus der
standeratlichen Kommission fir Rechtsfragen (RK-SR) wurde im Sténderat in der
Wintersession auf Antrag des Bundesrats angenommen und war am Jahresende im
Zweitrat hangig. Bereits 2011 war einer in ahnliche Richtung gehende parlamentarische
Initiative aus der FDP-Liberalen Fraktion Folge gegeben worden. Die Annahme des
neuerlichen Vorstosses geschah, nachdem das deutsche Bundesland Nordrhein-
Westfalen im Sommer 2012 erneut einen Datentrager aus der Schweiz gekauft hatte,
obwohl die deutsche Regierung in einer 2011 abgegebenen Erklarung zum damals im
Ratifikationsprozess stehenden Abgeltungssteuerabkommen festgehalten hatte, dass es
zu keinem weiteren ,aktiven Erwerb™ von in der Schweiz entwendeten
Bankkundendaten kommen sollte.’
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Im Berichtsjahr befassten sich die eidgendssischen Réte erneut mit verschiedenen
Geschaften, die im Zusammenhang mit dem Steuerstreit mit Deutschland standen. Eine
Motion Heer (svp, ZH) verlangte die Prazisierung einer Regelung im
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) mit Deutschland, die nach Meinung des
Motionars eine Diskriminierung von Schweizer Burgern darstellte. Konkret ging es um
eine Bestimmung, die Deutschland eine ,Uberdachende Besteuerung” zugestand,
Deutschland also die Mdglichkeit gab, in der Schweiz anséssige Steuerpflichtige zu
besteuern, falls diese ein Erwerbseinkommen in Deutschland erzielten und gewisse
Anséassigkeitsbestimmungen erfullten. Dieses Recht wurde auch der Schweiz
zugestanden, weshalb die Gegner der Motion keine Diskriminierung erkennen konnten.
Allerdings legten deutsche Gerichte den Begriff des standigen Wohnsitzes derart
extensiv aus, dass auch Steuerrechtsexperten eine Revision als angebracht erachteten.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er argumentierte, dass das
innerdeutsche Steuerrecht und dessen Interpretation durch die Motion nicht gedndert
werden kénnten. Trotzdem stellte er eine Revision des DBA in Aussicht, weil er das
Abkommen ,in diesem Sinne nicht mehr richtig® erachtete. In beiden Raten stimmte die
Ratslinke fir eine Annahme. Die blrgerlichen Parlamentarier/innen tendierten
demgegeniber zu einem Nein. Im Nationalrat wurde die Motion mit 109 zu 77 Stimmen
angenommen, darauf aber vom Standerat mit 21 zu 14 Stimmen abgelehnt

8

Eine weitere veraltete Motion, die 2010 im Angesicht der Verhandlungen um die
Vergangenheitsbewaltigung - im Speziellen bezlglich Deutscher Schwarzgelder -
eingereicht worden war, war im Berichtsjahr 2014 nach wie vor im Stdnderat (Zweitrat)
héngig. Die Motion verlangte, dass der Bundesrat eine moglichst breit angelegte
Einfihrung einer Abgeltungssteuer anstreben solle, was seit dem Scheitern des
Abgeltungssteuerabkommens mit Deutschland 2011 als illusorisch galt und deshalb nicht
weiterverfolgt wurde. ?

Auch nach Abschluss und Auswertung des Vernehmlassungsverfahrens zu den
vorgeschlagenen Anderungen im Steueramtshilfegesetz, wonach Steueramtshilfe auch
auf Basis gestohlener Bankdaten erlaubt werden sollte, sofern sie nicht durch aktives
Zutun des gesuchstellenden Landes in dessen Besitz gelangt sind, hielt der Bundesrat
an seinen oben beschriebenen Revisionsabsichten fest - im Gegensatz zum Jahr 2013,
als die Regierung auf die negativen Vernehmlassungsantworten der Mehrheit der
Kantone und Parteien mit der Streichung der entsprechenden Gesetzesanderung
reagiert hatte. Das bundesréatliche Festhalten an der eingeschlagenen Marschroute
Uberraschte insofern, als dass sich die burgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP auch in
dieser Vernehmlassungsphase gegen das Ansinnen des Bundesrates ausgesprochen
hatten. Erklaren liess sich die bundesratliche Standfestigkeit jedoch mit dem gegentber
2013 noch einmal gewachsenen internationalen Druck auf die bisherige schweizerische
Amtshilfepraxis: Auf der Basis von 2008 bei der Genfer Filiale der britischen Bank HSBC
entwendeten und Uber Frankreich in vielerlei Staaten gelangten Bankdaten war in
letzter Zeit eine grosse Zahl von Amtshilfegesuchen an die Schweiz herangetragen
worden, insbesondere aus Indien, Deutschland, Spanien und Frankreich.

Die Opposition gegen die vorgesehenen Anderungen, der neben der drei genannten
Parteien unter anderem der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) und der Kanton
Schwyz angehorten, fluhrten in erster Linie rechtsstaatliche Bedenken ins Feld. Sie
argumentierten, Amtshilfe auf Basis gestohlener Bankdaten wirde den Straftatbestand
des Datendiebstahls gewissermassen belohnen und damit attraktiver machen. Uberdies
erachteten FDP und SVP die geplante Revision als Ubereifrig, da auf Ende Juni 2016 der
Bericht des Global Forum, des Priforgans der OECD, erwartet wurde, der die
schweizerische Amtshilfepraxis auf ihre Kongruenz mit internationalen Standards
Uberprifen sollte. Die Beflrworter der bundesratlichen Linie, bestehend aus
samtlichen Kantonen ausser dem Kanton Schwyz, den Parteien BDP, SP und Griine und
den Interessenverbénden Economiesuisse und SBVg ihrerseits nahmen die
Uberpriifungen durch das Global Forum zum Anlass, die geplante Anderung des
Steueramtshilfegesetzes zu unterstitzen. Aus Angst vor einem ungenlgenden Zeugnis
des Global Forum flr die schweizerische Amtshilfepraxis und daraus resultierenden
negativen Konsequenzen in Form von wirtschaftlichen Sanktionen zeigten sich diese
Akteure bestrebt, die schweizerische Gesetzgebung den internationalen Standards
anzugleichen. Ganz allgemein wurde die geplante Revision auch als Préventions- und
Aufklarungsbeitrag der Schweiz gegen Steuerhinterziehung begrusst. ™
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